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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Besteuerung von Betrieben gewerblicher Art (BgA) und 
Eigengesellschaften von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(Verlängerung Übergangsregelung) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 14. Januar 
2025 die Übergangsregelung des BMF-Schreibens vom 15. Dezember 2021 
(BStBl I S. 2483) zur Anwendung des § 4 Absatz 1 in Fällen von Verpachtungs-
BgA durch die öffentliche Hand verlängert. 

Das BMF hat die zeitliche Übergangsregelung des BMF-Schreibens vom 15. 
Dezember 2021 (BStBl I S. 2483; verlängert durch das BMF-Schreiben vom 26. 
Januar 2023, BStBl I S. 206) betreffend die in Rdnr. 15a und 17 enthaltenen 
Grundsätze für juristische Personen des öffentlichen Rechts bis zum 31. 
Dezember 2026 verlängert. 

Diese Verlängerung gilt allerdings nur, wenn die Norm des § 2b UStG für die 
juristische Person des öffentlichen Rechts noch keine Anwendung findet und für 
den betreffenden Verpachtungs-BgA bereits bis zum 31. Dezember 2024 von der 
bisherigen Übergangregelung des BMF-Schreibens vom 15. Dezember 2021 
Gebrauch gemacht wurde. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 14. Januar 2025, IV C 2 - S 2706/00063/001/187.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungssteuer/2025-01-14-nwendungsfragen-zur-besteuerung-von-BgA.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. Januar 2025 

 
 
Beendet der Steuerpflichtige einen Zinsswap, der im 
Zusammenhang mit der Finanzierung einer vermieteten Immobilie 
zur Begrenzung des Zinsänderungsrisikos abgeschlossen worden 
ist, wird ein bis dahin bestehender wirtschaftlicher 
Veranlassungszusammenhang zu den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung gelöst. Aufgrund der Beendigung des Zinsswaps 
erbrachte Ausgleichszahlungen stehen wie positive 
Ausgleichszahlungen nicht mehr im wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit den Einkünften aus der Nutzungsüberlassung 
der vermieteten Immobilie (Anschluss an das Urteil des 
Bundesfinanzhofs vom 13.01.2015 - IX R 13/14, BStBl II 2015, 
827). 
  
Zum Urteil 
 
 
Die schenkweise Übertragung von Geschäftsanteilen auf leitende 
Mitarbeiter zur Sicherung der Unternehmensnachfolge führt nicht 
ohne Weiteres zu Arbeitslohn. 
  
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 004/25. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Ermittlung der tatsächlichen Kosten für sonstige berufliche 
Fahrten nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes ist eine Leasingsonderzahlung den 
einzelnen Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des 
Leasingvertrags zuzuordnen (Änderung der Rechtsprechung). 
Auch andere (Voraus-)Zahlungen, die sich wirtschaftlich auf die 
Dauer des Leasingvertrags erstrecken, sind periodengerecht auf 
die einzelnen Veranlagungszeiträume während der Laufzeit des 
Leasingvertrags zu verteilen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil VIII R 26/21: 
Erbrachte 
Ausgleichszahlungen 
aufgrund vorzeitiger 
Auflösung eines 
Zinsswaps sind keine 
Werbungskosten bei 
den Einkünften aus 
Vermietung und 
Verpachtung 
 
19. November 2024 
 

Urteil VI R 21/22: Kein 
Arbeitslohn bei 
schenkweiser 
Übertragung von 
Gesellschaftsanteilen 
zur Sicherung der 
Unternehmens-
nachfolge 
 
 
 
20. November 2024 
 

 

 
Urteil VI R 9/22: 
Periodengerechte 
Verteilung einer 
Leasingsonder-
zahlung im Rahmen 
der Ermittlung der 
jährlichen Fahrzeug-
gesamtkosten 
 
 
 
21. November 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510004/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510002/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-arbeitslohn-bei-schenkung-von-gesellschaftsanteilen-zur-sicherung-der-unter-nehmensnachfolge/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510001/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

EuGH-Vorlage VII R 27/22: Begriff der Warenzusammenstellung im Sinne 
von Anm. 3 zu Abschn. VI KN 
12. November 2024 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Erstattung der Steuer für einen Verdienstausfallschaden ist 
einkommensteuerpflichtig 
Die Einkommensteuer, die für den Ersatz eines Verdienstausfallschadens zu 
zahlen und dann vom Schädiger zu ersetzen ist, muss vom Geschädigten 
versteuert werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin musste aufgrund eines schweren medizinischen Behandlungsfehlers 
ihren Beruf aufgeben. Sie erhielt von der Versicherung des Schädigers jährlich 
ihren Verdienstausfallschaden ersetzt. Die Zahlungen musste sie als 
Entschädigung für entgehenden Arbeitslohn versteuern (§ 24 Nr. 1 Buchst. a des 
Einkommensteuergesetzes -EStG-). 
In den Streitjahren kam die Versicherung ihrer gesetzlichen Pflicht nach, die von 
der Klägerin in den Vorjahren bereits geleisteten Einkommensteuerzahlungen für 
die erhaltenen Entschädigungsleistungen zu erstatten. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht Baden-Württemberg waren der Ansicht, 
dass diese Erstattungen selbst der Einkommensteuer unterlägen. 
Die Klägerin meinte dagegen, es handele sich um einen Steuerschaden, dessen 
Ersatz keine Steuer auslöse. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH wies die Revision der Klägerin zurück. 
Zu den steuerpflichtigen Entschädigungen zähle nicht nur der zunächst gezahlte 
Ausfall des Nettoverdienstes, sondern ebenso die vom Schädiger später 
erstattete Steuerlast. 
Der BFH knüpfte insoweit an die zivilrechtlichen Wertungen an, die den Schädiger 
beziehungsweise dessen Versicherung verpflichteten, auch die auf den 
Verdienstausfallschaden entfallende Steuer zu übernehmen. 
Der Nettoverdienstausfall und die Steuerlast seien Bestandteile eines 
einheitlichen Schadenersatzanspruchs, die lediglich zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten ausgezahlt würden. Beides diene dem Ersatz entgehender 
Einnahmen des Geschädigten. 
Eine tarifermäßigte Besteuerung der Steuererstattungen schloss der BFH aus. 
Dies lag insbesondere daran, dass die Klägerin ihren gesamten 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510003/
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Verdienstausfallschaden (einschließlich der hierauf beruhenden Steuerlasten) 
nicht zusammengeballt in nur einem Jahr ersetzt erhielt. 
Die Verteilung der Zahlungen auf mehrere Jahre nahm der Entschädigung die für 
eine ermäßigte Besteuerung gemäß § 34 EStG notwendige "Außerordentlichkeit". 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 15. Oktober 2024 (IX R 5/23), veröffentlicht am 9. Januar 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 001/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Zu den Anforderungen nicht ausgleichsfähiger Verluste im Rahmen eines 
Steuerstundungsmodell nach § 15b EStG 
Das Finanzgericht Düsseldorf hatte darüber zu entscheiden, ob Verluste aus der 
Beteiligung an einer Fondgesellschaft ausgleichsfähig sind, oder ob ein 
Steuerstundungsmodell nach § 15b EStG vorlag. 
Sachverhalt 
Die Kläger, ehemalige Kommanditisten einer KG, wandten sich gegen die 
Feststellungen des beklagten Finanzamts, wonach die von ihnen in den 
Streitjahren 2012 bis 2014 erzielten Verluste gem. § 15b EStG nicht mit anderen 
Einkünften verrechnet werden könnten. 
Sie argumentierten, dass kein Steuerstundungsmodell vorliege, da das Konzept 
nicht darauf ausgelegt gewesen sei, ausschließlich Verluste zur Verrechnung mit 
anderen Einkünften zu generieren. Der Verkaufsprospekt habe zwar steuerliche 
Verluste ausgewiesen, nicht jedoch die möglichen steuerlichen Vorteile 
berücksichtigt. Zudem sei bei Kleinanlegern, wie sie hier vorlägen, nicht davon 
auszugehen, dass deren Motiv darauf ausgerichtet sei, durch die Beteiligung an 
geschlossenen Fonds steuerliche Vorteile aufgrund von 
Verlustzuweisungsmöglichkeiten zu erzielen. 
Das Finanzamt argumentierte dagegen, dass die Verluste aus der 
Fondsgesellschaft durch eine modellhafte Gestaltung entstanden seien, welche 
primär auf steuerliche Vorteile abziele. Zudem seien die Prognosen der 
Fondsgesellschaft unrealistisch und hätten die Erzielung von Verlusten von mehr 
als 10% des eingesetzten Kapitals in der Anfangsphase (§ 15b Abs. 3 EStG) klar 
gezeigt. Dabei sei erst zehn Jahre nach Gründung des Fonds mit ersten 
Gewinnen gerechnet worden. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Düsseldorf wies die Klage ab. 
Das Gericht folgte der Einschätzung des Finanzamts, dass die Verluste aus 
einem vorgefertigten Konzept resultierten, welches steuerliche Vorteile in Form 
von negativen Einkünften ermöglichen sollte. 
Diese Gestaltung sei nach Auffassung des Gerichts als modellhaft anzusehen, da 
die Planung der Fondsgesellschaft darauf abgezielt habe, in der Anfangsphase 
hohe Verluste zu erwirtschaften, welche dann potenziell steuerliche Vorteile 
böten. 
Die Kläger hätten keine hinreichenden Gründe dargelegt, die den modellhaften 
Charakter der Gestaltung widerlegt hätten. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410235/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/erstattung-der-steuer-fuer-einen-verdienstausfallschaden-ist-einkommensteuerpflichtig/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/246943/reimbursement-of-tax-on-loss-of-earnings-is-subject-to-income-tax/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 
Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 15. November 2024 (10 K 1055/20 F); die 
Revision wurde zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt; siehe 
den Newsletter Dezember 2024 des Finanzgerichts. 
 
 

Business Meldungen 
 
Die führungslose GmbH 
 
Geschäftsführung und Vertretung einer GmbH obliegen den Geschäftsführern. 
Hat eine GmbH keinen Geschäftsführer (mehr), ist sie führungslos. Der 
vorliegende Beitrag gibt einen Überblick über die Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen der Führungslosigkeit und zeigt Handlungsoptionen auf. 
Insbesondere wird der nicht seltene Fall der Führungslosigkeit bei Insolvenz 
betrachtet. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Digital Breakfast – Tame the Beast: 
(Steuer-)Datenmanagement 
Webinar, 21.01.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/247008/die-fuehrungslose-gmbh/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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